
wie sich weitere Gerichte mit dieser nebenstrafrechtlich inte-
ressanten Frage auseinandersetzen werden. Die Bedeutung
dieser Fallgruppe wird mit zunehmender Verbreitung der
Nutzung von Mini-Tablet-PCs und Smartphones, die den
Einstieg in kabellose Netzwerke erheblich vereinfachen, je-
denfalls nicht abnehmen.

IV. Sonstige Fallkonstellationen
Natürlich wird das Spektrum denkbarer Tathandlungen durch
die besprochenen Beispielsfälle nicht vollständig abgedeckt.
Exemplarisch seien hier die unberechtigte Teilnahme an einem
Bankett (bspw. das Frühstück in einem Hotel, das eigentlich
nur den Gästen vorbehalten ist)49 oder das „Schwarz-Telefo-
nieren“ mittels Benutzung manipulierter Prepaid-Karten50 ge-
nannt. Klausurbedeutung kann auch die nichtberechtigte In-
anspruchnahme von Parkhäusern haben, man denke nur an das
dichte Auffahren und das auf dieseWeise ermöglichte Passieren
der Parkhausschranke, ohne ein Ticket zu lösen. Im Hinblick
auf § 265 a I Var. 4 StGB ist hier nicht nur der Streitpunkt
„Erschleichen“ interessant, sondern es muss bereits eine Stufe
vorher geklärt werden, ob das Parkhaus eine Einrichtung i.S.d.
§ 265 a I Var. 4 StGB darstellt.51 Hinzu tritt eine etwaige Ver-
wirklichung der Pfandkehr gem. § 289 StGB, da es sich bei dem
Parkhausaufenthalt um einen Vertrag mit überwiegend miet-
vertraglichen Elementen handelt und somit den Betreibern ein
Vermieterpfandrecht gem. § 567 BGB zusteht, soweit es sich
bei dem Fahrer auch um den Eigentümer desWagens handelt.

Dagegen ist die Frage, ob das Manipulieren einer Parkuhr
mit ausländischem Geld strafbares Verhalten darstellt, an-
spruchsvoll,52 in modernen Großstädten aber nach stetiger

Abschaffung derartiger Geräte kaum noch von praktischer
Relevanz.53

C. FAZIT
Mag man die beschriebenen Handlungen auf den ersten Blick
als „rechtswidrig“ im weiteren Sinne empfinden, so stellt sich
im Lichte des „Ultima-Ratio-Prinzips“ stets die Frage, ob das
Verhalten auch tatsächlich strafwürdig ist. Hierbei kann das
Ergebnis trotz des „gemeinsamen Nenners“ (also die „In-
anspruchnahme nicht zustehender Leistungen“) von Fall zu
Fall divergieren. Im Hinblick auf § 265 a StGB kristallisierte
sich heraus, dass trotz (oder gerade wegen?) des kasuistischen
Modells Lücken bzw. unbestimmte Fallkonstellationen ver-
bleiben: rechtstechnisch gesehen führt solch ein „Mittelweg“
nicht immer zu befriedigenden Lösungen. Daher sollte der
Variantenkatalog des § 265 a StGB erweitert und dafür die
einzelnen Alternativen bestimmter gefasst werden. Ob sich
dagegen ein generalklauselartiger Auffangtatbestand (als kras-
ses Gegenmodell zum kasuistischen Katalog des § 265 a StGB)
mit dem Bestimmtheitsgebot Art. 103 II GG und Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz vereinbaren ließe, sei an dieser Stelle
dahingestellt.

49 Problematisch wird hier wohl der Begriff der „Einrichtung“ i.S.d. § 265 a I Var. 4
StGB sein.

50 Aufschlussreich hierzu Busch/Giessler MMR 2001, 587 ff.
51 Rinio DAR 1998, 297.
52 Vgl. Schneider NZV 1988, 188 ff.
53 Die Verwendung ausländischer Münzen an anderen Automaten bleibt aber natürlich

weiterhin denkbar, sodass im einen oder anderen Fall der Streit um die Frage, ob
§ 265 a I Var. 1 StGB nur Leistungs- oder etwa auch Warenautomaten erfasst
erheblich sein kann, vgl. zum Ganzen Fischer (Fn. 11) § 265 a Rn. 13.
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& SACHVERHALT
A, B sowie dessen Bruder C gehörten dem rechtsradikalen Spektrum einer Kleinstadt an. Im
Rahmen eines Trinkgelages, an dem auch O als Bekannter des A teilnahm, entwickelte sich
eine zunehmend aggressive Stimmung gegen O, den die anderen als „Punk“ verachteten.
Schließlich beschlossen A, B und C in Anlehnung an ein allen dreien bekanntes Gewaltvideo,
O zu misshandeln. Sie brachten O durch Schläge zu Boden und fesselten ihn an ein Bettgestell.
Alle drei holten Küchenmesser, die sie dem verängstigten O bedrohlich vor das Gesicht hielten
und mit denen sie ihm kleine blutende Schnitte an Händen und Armen beibrachten. B
beschloss nunmehr spontan, die Filmszene vollends in die Realität umzusetzen und stach O,
für A und C völlig überraschend, mehrfach in den Oberkörper, um ihn zu töten. Dabei
handelte er aus Hass auf O und um sich bei den beiden anderen Respekt zu verschaffen.

Während A sich nunmehr entsetzt abwandte und in der Überzeugung, O sei tot, davonlief,
untersuchten B und C, der seinem Bruder nunmehr helfen wollte, den O und gelangten zu der

** Der vorliegende Fall wurde (zusätzlich mit einer strafprozessualen Frage) im April 2008 in der Ersten Staatsprüfung in Nieder-
sachsen sowie im Examensklausurenkurs im Sommersemester 2009 an der Universität Göttingen ausgegeben. Ich danke meinem
Mitarbeiter, Herrn Dipl.-Jurist Christian Breuer, für seine Unterstützung bei der Überarbeitung.

* Der Verfasser ist Inhaber des Lehrstuhls für Strafrecht und Strafprozessrecht an der Juristischen Fakultät der Georg-August-
Universität Göttingen.

THEMATIK
SCHWIERIGKEITSGRAD

BEARBEITUNGSZEIT
HILFSMITTEL

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · BASICS LERNBEITRAG STRAFRECHT · EINE „SCHWARZE LISTE“ FÜR DEN JURISTEN

8/2011 593

Ü
B
U
N
G
SB

LÄ
TT

ER
ST

U
D
EN

TE
N



Auffassung, dieser sei noch am Leben und möglicherweise durch sofortiges Herbeirufen eines
Arztes auch noch zu retten. Um ihn als Zeugen auszuschalten und eine frühzeitige Ent-
deckung der Geschehnisse zu verhindern, trugen sie O gemeinsam in den Keller des Hauses
und versteckten ihn in einem Verschlag in der Überzeugung, O werde hier seinen Verlet-
zungen erliegen. Tatsächlich hatte einer der von B zugefügten Messerstiche sofort den Tod des
O herbeigeführt.

In den folgenden Tagen reifte in B der Entschluss, sich vor Entdeckung der Tat ins Ausland
abzusetzen. Dafür fehlten ihm aber die erforderlichen finanziellen Mittel. Er erzählte C von
diesem Problem. C äußerte daraufhin: „In jedem Park laufen genügend Omas umher, bei
denen ein Schlag auf den Hinterkopf ausreicht, um an die Handtasche zu kommen.“ B schien
zwar dieser Plan mit Blick auf die zu erwartende Tatbeute nicht überzeugend, aber er fasste
aufgrund der Äußerung des C doch den Entschluss, durch die Begehung einer Straftat an Geld
zu kommen. In der darauffolgenden Nacht überkletterte er den Zaun zum Garten der Villa
des X. Dort zertrümmerte er ein Fenster im Erdgeschoss, um sich im Haus nach Stehlens-
wertem umzusehen. Als er durch das Fenster klettern wollte, wurde er von Polizeibeamten
festgenommen, die von aufmerksamen Nachbarn herbeigerufen worden waren.

Bearbeitervermerk:
Wie haben sich A, B und C strafbar gemacht?

& LÖSUNGSHINWEISE

A. ERSTER GESCHEHENSABSCHNITT (BIS ZUMMESSERSTICH)

I. Strafbarkeit von A, B und C nach §§ 223, 224 I Nr. 2, 4, 25 II StGB wegen der Schläge,
des Einsatzes der Messer und des gemeinsamen Vorgehens

Anmerkung: Diese Prüfung kann man mit der herkömmlichen Standarddefinition – körperliche Miss-
handlung als üble und unangemessene Behandlung, die das körperliche Wohlbefinden mehr als nur
unerheblich beeinträchtigt – in aller Kürze abhandeln. Auf einen Fehler sei aber hingewiesen: Nicht
wenige Bearbeiter haben im Anschluss an diese Standarddefinition noch Kausalität und objektive Zurech-
nung geprüft. Das ist falsch! Denn die Kausalität ist inzident schon bejaht, wenn man festgestellt hat,
dass „durch“ die üble und unangemessene Behandlung das körperliche Wohlbefinden mehr als nur
unerheblich beeinträchtigt worden ist. Und auch die objektive Zurechnung ist bereits bejaht, denn die
„üble und unangemessene Behandlung“ ist in der Sache eine dogmengeschichtlich ältere Formulierung
für eine rechtlich missbilligte Gefahrschaffung, an deren Realisierung im Erfolg es bei unproblematischen
Fällen wie dem vorliegenden auch keinen Zweifel gibt. Näher Murmann Jura 2004, 102 ff.

Der Grundtatbestand ist offensichtlich sowohl in der Alternative der körperlichen Misshand-
lung als auch (jedenfalls soweit es die mit den Messern zugefügten Verletzungen anbelangt) in
der Alternative der Gesundheitsschädigung erfüllt. Wegen der eigenhändigen Tathandlungen
durch alle Beteiligten kommt es auf deren wechselseitige Zurechnung nach § 25 II StGB für
die Tatbestandserfüllung nicht an. Ein knapper Hinweis auf die mittäterschaftliche Begehung
ist dennoch sachgerecht, weil es bei der (im Gutachten freilich nicht zu erörternden) Straf-
zumessung einen Unterschied macht, ob jeder Täter nur für die von ihm selbst zugefügten
Verletzungen verantwortlich gemacht werden kann oder ihm auch die Beiträge der anderen
zuzurechnen sind.

Eine Waffe i.S.v. § 224 I Nr. 2 StGB liegt nicht vor, da ein Küchenmesser nicht unter den
technisch gemeinten Waffenbegriff dieser Norm fällt.

Ergänzung: Als Unterfall des gefährlichen Werkzeugs müsste die Waffe zudem nach der konkreten Art
ihrer Verwendung zur Hervorrufung erheblicher Körperverletzungen geeignet sein (Küper Strafrecht
Besonderer Teil, 7. Aufl. 2008, S. 453 f.; kritisch Fischer StGB, 58. Aufl. 2011, § 224 Rn. 9 e) – woran es
vorliegend fehlt (dazu sogleich im Text).

Die Messer kommen aber als gefährliche Werkzeuge in Betracht, wenn sie in einer Weise
eingesetzt wurden, die geeignet war, erhebliche Verletzungen hervorzurufen (Schönke/Schrö-
der/Stree StGB, 28. Aufl. 2010, § 224 Rn. 4). Bei der konkreten Art der Verwendung (kleine,
kontrollierte Schnitte an Händen und Armen) sind erhebliche Verletzungen nicht zu befürch-
ten, sodass die Messer hier auch keine gefährlichen Werkzeuge darstellen.

Anmerkung: Eine abweichende Auffassung erscheint aber vertretbar, wenn damit argumentiert wird,
dass zwar nicht der einzelne Schnitt, wohl aber die (jedem Beteiligten über § 25 II StGB zurechenbaren)
Schnitte in ihrer Gesamtheit erhebliche Verletzungen darstellen.

Grundtatbestand

Waffe

Gefährliches Werkzeug
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